
15,48 Milliarden Euro für Bildungs- und
Familienressort
24.8.2026 - | Deutscher Bundestag

Liveübertragung: Donnerstag, 10. September, 14.20 Uhr.

Den Etatentwurf des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und
Jugend berät der Bundestag am Donnerstag, 10. September 2026, 90 Minuten lang in erster
Lesung. Der Einzelplan 17 des Regierungsentwurfs für den Haushalt 2027 (21/7300(Dokument,
öffnet ein neues Fenster)) sieht Ausgaben in Höhe von 15,48 Milliarden Euro vor gegenüber 16,66
Milliarden Euro im Jahr 2026. Der Rückgang geht vor allem auf niedrigere Ansätze bei den
gesetzlichen Familienleistungen zurück. Im Einzelplan sind globale Minderausgaben in Höhe von
insgesamt rund 276,4 Millionen Euro veranschlagt (2026: 180,4 Millionen Euro). Davon entfallen
wie im Vorjahr rund 16,7 Millionen Euro auf einen Konsolidierungsbeitrag und rund 163,7 Millionen
Euro auf eine weitere globale Minderausgabe. Neu hinzu kommen 96 Millionen Euro als globale
Minderausgabe für Effizienzmaßnahmen.

Der Einzelplan 17 von Ministerin Karin Prien (CDU) soll nach den bis Freitag, 11. September
2026, andauernden Beratungen sämtlicher Einzelpläne des Bundes an den Haushaltsausschuss
überwiesen werden.

Größter Einzelposten ist das Elterngeld
Der größte Ausgabenblock entfällt weiterhin auf die gesetzlichen Leistungen für Familien. Dafür
stehen 2027 rund 11,96 Milliarden Euro bereit – 2026 sind es 13,01 Milliarden Euro. Allein für das
Elterngeld sinkt der Ansatz von 7,51 Milliarden Euro auf 7,07 Milliarden Euro. Für den
Kinderzuschlag für Familien mit kleinen Einkommen sind rund 3,12 Milliarden Euro eingeplant und
damit etwas weniger als 2026 (3,38 Milliarden Euro). Das Kindergeld nach dem
Bundeskindergeldgesetz steigt dagegen von 227,5 Millionen Euro auf 241,1 Millionen Euro.

Deutlich weniger Mittel sind für Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz vorgesehen: Diese
sollen von 1,31 Milliarden Euro in diesem Jahr auf 914 Millionen Euro im kommenden Jahr sinken.

Weniger Geld für Demokratiebildung und
Extremismusprävention
Für die Kinder- und Jugendpolitik sind insgesamt rund 1,09 Milliarden Euro eingeplant, nach rund
1,11 Milliarden Euro 2026. Die Zuschüsse und Leistungen an Länder, Träger und für Aufgaben der
freien Jugendhilfe bleiben mit rund 261,9 Millionen Euro nahezu unverändert. 

Die Mittel für Maßnahmen zur Stärkung von Demokratiebildung und Extremismusprävention sinken
dagegen deutlich von rund 204,5 Millionen Euro auf 170,1 Millionen Euro. Davon entfallen rund
167,4 Millionen Euro auf das Bundesprogramm „Demokratie leben!“. Für die Bundesstiftung Frühe
Hilfen steigt der Ansatz von 56 Millionen Euro auf 71 Millionen Euro.
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Ansätze für die Freiwilligendienste unverändert
Für die „Stärkung der Zivilgesellschaft, Familien-, Gleichstellungs- und Seniorenpolitik“ stehen rund
496,4 Millionen Euro bereit (2026: 498,4 Millionen Euro). Nicht verändert haben sich die Ansätze
für die Freiwilligendienste. Für die Jugendfreiwilligendienste sind 153,7 Millionen Euro und für den
Bundesfreiwilligendienst 211,2 Millionen Euro eingeplant – so viel wie 2026. Neu veranschlagt sind
17,6 Millionen Euro für „Digitale Gesellschaftspolitik, Staatsmodernisierung“.

Der Bildungsbereich umfasst im Kapitel „Leistungsfähigkeit des Bildungswesens“ rund 1,71
Milliarden Euro, nach rund 1,74 Milliarden Euro 2026. Für die Modernisierung und Stärkung der
beruflichen Bildung sind rund 382,4 Millionen Euro vorgesehen (2026: 387,4 Millionen Euro).

Sondervermögen „Infrastruktur und Klimaneutralität“
Zusätzliche Mittel für Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur stehen im Sondervermögen
„Infrastruktur und Klimaneutralität“ zur Verfügung. Die entsprechende Titelgruppe umfasst 2027
insgesamt rund 1,41 Milliarden Euro, nach rund 1,22 Milliarden Euro 2026. Davon bewirtschaftet
das Ministerium 2027 drei Titel mit zusammen rund 843,8 Millionen Euro (2026: 1,22 Milliarden
Euro).

Für den „Digitalpakt 2.0: Digitales Lehren und Lernen“ sind unverändert 50 Millionen Euro
vorgesehen. Hinzu kommen 360 Millionen Euro für die digitale Bildungsinfrastruktur (2026: 225
Millionen Euro). Für das Investitionsprogramm Kindertagesbetreuung stehen rund 433,8 Millionen
Euro bereit (2026: 940 Millionen Euro). (che/hau/24.08.2026)
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